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Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
sehr geehrte Damen und Herren! 
 

Geahnt haben wir es schon lange. So richtig wahrhaben wollten wir es nicht.  Doch nun ist es zur 
Gewissheit geworden. 

Die finanziellen Lasten des immer mehr ausufernden Sozialstaates sind nun in noch nicht gekann-
tem Ausmaß bei denen, die den Sozialstaat finanzieren angekommen. Das soziale Leistungssys-
tem des Staates wird im Wesentlichen über Beiträge und Steuern finanziert. Die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, gemessen am Indikator Bruttoinlandsprodukt, ist eine grundlegende Rahmen-
bedingung für Höhe und Entwicklungsrichtung der Sozialleistungen. 

Im Verlauf der zurückliegenden wirtschaftlich starken Jahre hat das Wirtschaftswachstum viele 
Probleme der Sozialversicherungen, der kommunalen Sozialleistungen und der demographischen 
Entwicklung überdeckt. Der Leitgedanke war: Die mit dem Wirtschaftswachstum verbundene Stei-
gerung des Steuer- und Beitragsaufkommens wird die aufkommenden Probleme mit immer höhe-
ren Staatszuschüssen lösen. 

Mit Corona, dem Krieg in der Ukraine und der Energiekrise kamen die Preiserhöhungen und eine 
jährliche Inflationsrate von bis zu 10%. Seit letztem Jahr erfolgt als unmittelbare Reaktion, als so-
genannter Zweitrundeneffekt, die Tarifsteigerung bei Löhnen und Gehältern, Renten und Sozial-
bezügen. 

Auf Corona folgte aber auch der Abschwung der deutschen Wirtschaft im Jahr 2024, in dessen 
Folge auch die Steuer- und Beitragserträge weit hinter den Erwartungen zurückbleiben. Die aktu-
elle Steuerschätzung aus dem Oktober 2024 bestätigt diesen Trend. Mittelfristig wird auch kein 
wesentliches Wirtschaftswachstum erwartet. Dafür aber deutlich steigende Ausgaben; und Einnah-
men, die hier nicht mehr Schritt halten können. Die finanzielle Lage in den Kommunen ist prekär. 
Folgt man den neuesten Berechnungen der Steuerschätzer, wird dies auf absehbare Zeit so blei-
ben. In dieser Situation sind die Kommunen durch die wachsenden Sozialetats besonders hart 
betroffen. Die Defizite werden immer größer. Der deutsche Städte- und Gemeindebund erwartet 
für die Kommunalfinanzen bereits für 2024 einen negativen Finanzierungssaldo von mehr als 13 
Mrd. EUR. In den darauffolgenden Jahren ist eine Verbesserung nicht in Sicht.  

Was bedeutet das alles für Reichshof? 

Nach drei wirtschaftlich starken Jahren, in denen wir  

 eine Ausgleichsrücklage von 10 Mio. EUR bilden,  

 Kassenkredite zurückzahlen und 

 Investitionen aus dem Kassenbestand finanzieren konnten,  

hat die wirtschaftliche Rezession überraschend schnell und heftig auch in Reichshof Wirkung ent-
faltet. Die Vorauszahlungsfestsetzung auf die Gewerbesteuer 2024 lag zeitweise um rd. 7 Mio. 
EUR unterhalb der Ertragsplanung. Dementsprechend wurden für den Haushaltsplan 2025 Pla-
nungsvorgaben gemacht, um mit einem deutlich geringeren Ertrag aus der Gewerbesteuer die 
kommende Haushaltswirtschaft zu gestalten. 

Doch dann kam der 18. September 2024! 

Der Oberbergische Kreis stellte den kreisangehörigen Kommunen die Eckdaten seines Haushalts-
entwurfs für die Jahre ab 2025 vor. Alle bisherigen Aufwands- bzw. Zahllaststeigerungen, die wir 
aus dem Kreishaushalt gewohnt sind, werden durch die zukünftigen Hebesätze zu den Kreisumla-
gen bei weitem übertroffen. Die Steigerung der Hebesätze reicht bis zu 10 Prozentpunkten pro 
Jahr. Die Ursache hierfür sieht der Oberbergische Kreis in außergewöhnlichen Steigerungswerten 
bei den Sozialleistungen, wie beispielhaft der Hilfe zur Pflege, der Eingliederungshilfe, dem Bür-
gergeld und der Jugendhilfe. Dabei wirken sich die Steigerungswerte sowohl auf die Fallkosten als 
auch auf die Anzahl der Fälle aus. 
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Die finanziellen Lasten des Sozialstaates sind in noch nicht gekanntem Ausmaß - - nun über die 
Kreisumlagen - bei denen, die den Sozialstaat finanzieren angekommen; nämlich bei den Beitrags- 
und Steuerzahlern. 

Da stellt sich nun immer drängender die Frage: 

Wer trägt zukünftig noch die Kosten des Sozialstaates?  

Die Mehrbelastung aus der Kreisumlage summiert sich für den Haushalt der Gemeinde Reichshof, 
und damit für die Steuerzahler, bis Ende 2028 auf über 15 Mio. EUR. 

Passt der Preis, also der gemeindliche Hebesatz für die Grundsteuer und die Gewerbesteuer, noch 
zu den Kostenbelastungen? Diese Frage habe ich in den zurückliegenden Haushaltseinbringungen 
schon öfter gestellt. Die Frage kann ich mir heute selbst beantworten - und zwar mit Nein. 

Nach acht Jahren in den die Hebesätze der Grundsteuer B und der Gewerbesteuer unverändert 
geblieben sind, kalkuliert der Haushaltsentwurf für das Jahr 2025 mit einer Hebesatzsteigerung 
von 350 Punkten bei der Grundsteuer B und 15 Punkten bei der Gewerbesteuer. 

Die Eckdaten sehen Erträge von 54,8 Mio. EUR und Aufwendungen von 56,3 Mio. EUR  
vor. Somit ergibt sich ein Fehlbedarf von rund 1,5 Mio. EUR. Dieser Fehlbedarf wird durch die 
genehmigungsfreie Entnahme aus der Ausgleichsrücklage ausgeglichen. 
Aber: Im gesamten Planungszeitraum bis 2028 beträgt der Fehlbedarf 9,4 Mio. EUR, die Aus-
gleichsrücklage von 10,4 Mio. EUR wird unter Berücksichtigung der Fehlbetragsentwicklung im 
aktuellen Haushaltsjahr bis 2027 aufgezehrt werden, das übrige Eigenkapital verringert sich im 
Jahr 2028 um weitere 13 Prozent. 

Die Steuererträge des Jahres 2025 liegen insgesamt rd. 2,1 Mio. EUR über der Vorjahresplanung. 
Der Ertrag aus den Bundessteuern wird nach den Orientierungswerten des Landes NRW um rd. 
0,8 Mio. EUR steigen. Während die Grundsteuer B durch die Hebesatzerhöhung 2,3 Mio. EUR 
mehr Ertrag bringt, wird die Einnahme aus dem Gewerbesteuerertrag, trotz Hebesatzerhöhung, 
um 1 Mio. EUR geringer eingeplant. Die Erwartung an die Wirtschaftskraft der örtlichen Unterneh-
men darf nicht so hoch angesetzt werden! 

Wir sind es gewohnt, zuerst und fast hauptsächlich den Ergebnisplan auf seine Ausgeglichenheit 
zu bewerten. Doch mindestens genau so wichtig ist der Finanzplan, der mit seinen ausschließlich 
zahlungswirksamen Positionen die Liquiditätsentwicklung darstellt. Die Landesregierung NRW hat 
mit Ausblick auf die erhoffte Altschuldenlösung den § 89 der Gemeindeordnung dahingehend ge-
ändert, dass ab dem Jahr 2026 faktisch das Volumen des Kassenkreditbestandes gedeckelt wird. 
Ein fortgesetzter Negativsaldo bei der laufenden Verwaltungstätigkeit plus Tilgung wird mittelfristig 
so nicht mehr möglich sein. 

 
Auf der Aufwandsseite stehen die bedeutenden Positionen Personalkosten und Kreisumlagen. Der 
Personal- und Versorgungsaufwand wird um 0,7 Mio. EUR auf 8,9 Mio. EUR steigen. Die Perso-
nalquote bleibt konstant bei 14,5 Prozent des ordentlichen Aufwands und ist somit auch ein vor-
zeigbarer Wert im interkommunalen Vergleich.  
Die Zahllast der Kreisumlagen erhöht sich gegenüber dem Vorjahr um rd. 0,5 Mio. EUR auf ein 
Allzeithoch von 25,1 Mio. EUR, obwohl die Berechnungsbasis, nämlich die Steuerkraft der Ge-
meinde Reichshof, um 2,6 Mio. EUR gesunken ist. 

Gemeinsam mit den übrigen Umlagen sind dies mehr als die Hälfte der konsumtiven Auszahlun-
gen. Ein Jahresvergleich der zu leistenden Kreisumlagen mit dem Ertrag aus den gemeindlichen 
Realsteuern zeigt, dass der vor Ort erhobene Steuerertrag bei weitem nicht mehr ausreicht um die 
Kreisumlagen zu finanzieren.  

Die erdrosselnde Wirkung dieser Entwicklung wird immer intensiver. 

Auch wenn der Oberbergische Kreis bei jeder Gelegenheit betont, dass die Verantwortung für die 
immer höheren Ausgaben außerhalb der kommunalen Familie Oberbergs zu suchen ist, so trifft 
dies für die Steigerung der Sozialkosten voll und ganz zu. Die anderen Kostenfaktoren, die von 
den kreisangehörigen Kommunen schon seit Jahren kritisiert werden, treten bei dieser 
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Argumentation des Kreises vollkommen in den Hintergrund, ohne dass auch nur ansatzweise an 
einer Lösung gearbeitet wird. Es ist anzuerkennen das mit dem Einsatz des Sockelbetrages aus 
der Ausgleichsrücklage ein kleines Opfer gebracht wurde. Insgesamt bleibt aber noch viel Luft nach 
oben; zum Beispiel durch strukturelle Sparmaßnahmen. Aber dafür scheint kein richtiges Problem-
bewusstsein vorhanden zu sein; auch nicht beim Kreistag. Vielleicht liegt dies an der fehlenden 
direkten Finanzbeziehung zwischen dem Kreis und den Steuerzahlern. 

Nach den wesentlichen Inhalten der konsumtiven Planung, möchte ich Ihnen nun die Investitions-
planung vorstellen.  

Die Kombination aus den fortzuführenden Baumaßnahmen der Vorjahre, den dringenden neuen 
Investitionserfordernissen, aber auch den immer neuen Wünschen für dies und das, lässt sich mit 
„unserer Schuldenbremse“ kaum noch in Einklang bringen. Mit dem vorliegenden Investitionsplan 
und einer Investitionssumme von 35,9 Mio. EUR wird den wesentlichen Vorhaben eine Umset-
zungsperspektive geboten. Auf das Jahr 2025 entfällt eine Investitionssumme von rd. 6,5 Mio. 
EUR. 

Die betraglich größten Vorhaben im Jahr 2025 sind:  2,6 Mio. EUR für die Fortführung der städte-
baulichen Maßnahmen, 1,2 Mio. EUR für Straßeninfrastruktur, 1,6 Mio. EUR für die Schul- und 
Sportinfrastruktur und 0,4 Mio. EUR für Fahrzeuge der Feuerwehr. 

Der Grundsatz „keine Netto-Neuverschuldung“ hat seit dem Jahr 2017 bewirkt, dass die planmä-
ßigen Zins- und Tilgungsleistungen gesunken sind. Noch gilt dieser Ratsbeschluss aus dem 
Jahr 2017!  Die Investitionsplanung für das Jahr 2025 bleibt in den gesetzten Grenzen des Be-
schlusses. In den darauffolgenden Jahren der mittelfristigen Finanzplanung ist dies nicht mehr der 
Fall. Durch die Kreditermächtigung der Haushaltssatzung wird sich der Darlehensbestand Ende 
des Jahres 2025 auf rd. 18,5 Mio. EUR summieren. Im gesamten Finanzplanungszeitraum könnte 
der Darlehensbestand durch die mögliche Neuverschuldung auf über 23 Mio. EUR ansteigen. Bei 
einer solchen Entwicklung ist zu bedenken: Die neuen Schulden von heute sind die Steuern 
von morgen! 

Neben der Haushaltssatzung werden heute auch die Wirtschaftspläne der Werke Wasser und Ab-
wasser zur Beratung eingebracht. Beide Wirtschaftspläne sind für das Jahr 2025 in Ertrag und 
Aufwand ausgeglichen geplant. Während die Gebührenstruktur im Abwasserwerk unverändert 
bleibt, wird für die Frischwasserversorgung eine Erhöhung der Gebührenanpassung um 8 Ct je 
Kubikmeter sowie eine Anpassung der Grundgebühr um 40 Ct. je Monat vorgeschlagen.  
Die vorgeschlagene Gebührenanpassung soll die inflations- und tarifbedingten Betriebs- und Be-
schaffungskosten ausgleichen.   

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Beschlussfassung zur Haushaltsplanung 2025 ist am 
10. Dezember 2024 vorgesehen. Die bis dahin anstehenden Haushaltsberatungen in den Fach-
ausschüssen sollten einen genehmigungsfähigen Haushalt zum Ziel haben. Ihnen wünsche ich 
erfolgreiche Haushaltsberatungen, zu denen ich gerne meine Unterstützung anbiete.  

Einen herzlichen Dank richte ich an meine Kolleginnen und Kollegen, die sehr engagiert den vor-
liegenden Haushaltsentwurf und die Wirtschaftspläne erarbeitet haben.  

Vielen Dank! 
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WER TRÄGT ZUKÜNFTIG NOCH DIE KOSTEN DES SOZIALSTAATS?



Haushaltsplanung 2025

04.11.2024 3
C:\Users\tln224\Documents\excel\HAUSHALTSPLANUNG\2024\HH24-HSK-Sparkonzept.xlsx

Gemeinderat

Haushaltsplanung 2025

Eckdaten 2025 bis 2028:

04.11.2024 Gemeinderat

4

Planjahr Planjahr

2024 2025 2026 2027 2028

Ertrag 51.199.132 54.783.842 53.955.108 55.310.741 56.951.110

Aufwand -53.657.557 -56.245.180 -54.942.144 -58.572.950 -60.573.694 

Fehlbedarf -2.458.425 -1.461.338 -987.036 -3.262.209 -3.622.584 

Ausgl-Rückl. 7.992.109 6.530.771 5.543.735 2.281.526 0

Allgem. Rückl. 29.562.732 29.562.732 29.562.732 29.562.732 28.221.675

Finanzplanung

Genehmigungspflichtiger 
Eigenkapitalverzehr

C:\Users\tln224\Documents\excel\HAUSHALTSPLANUNG\2025\HH-Rede, Präs. Rat u. Ausschuss 

2025\Planvergleich2025 (0) Diagramme.xlsx  Finanzplan
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Dia.Vorstellung 2025

Mittelwert 16,21 IKVS 27 ka. Kommunen (15-25 Tsd. Einwohner) 

Personalaufwand

Gemeinderat



Haushaltsplanung 2025

04.11.2024 Gemeinderat 7
Planvergleich2024 (0) Diagramme.xlsx  

 Gesamtaufwand

C:\Users\tln224\Documents\excel\HAUSHALTSPLANUNG\2023\HH25-Eckdaten-Politik.xlsx

 Dia. Vorstellung 2025

Haushaltsplanung 2025

8

Investitionsauszahlungen nach Produktgruppen !
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 Dia. Vorstellung 2025; ab „Zeile AD 277“

Bereich Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028 Gesamt

I1-51-02 Räumliche Entwicklung 2.577.040 2.066.823 1.855.686 873.411 7.372.960

I1-11-13 Grundstücks- und Gebäudemanagement 1.760.000 5.205.000 4.905.000 3.832.947 15.702.947

I1-54-01 Gemeindestraßen (Öffentl. Verkehrsfl. 719.100 589.000 734.000 169.000 2.211.100

I1-54-03 Landesstraßen (Öffentl. Verkehrsfl.) 685.000 2.830.000 2.350.000 5.865.000

I1-12-15 Gefahrenabwehr 380.550 1.273.960 680.000 115.000 2.449.510

I1-57-02 Tourismus 127.000 102.000 102.000 2.000 333.000

I1-57-01 Wirtschaftsförderung 105.000 5.000 5.000 5.000 120.000

I1-11-10 Organis.angel. und technikunterst.Inf 60.500 40.500 40.500 40.500 182.000

I1-21-05 Gesamtschulen 30.000 30.000 30.000 30.000 120.000

I1-55-06 Friedhöfe 29.000 24.000 53.000

I1-61-02 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 19.000 19.000 19.000 19.000 76.000

I1-36-03 Jugendarbeit 12.000 15.000 12.000 15.000 54.000

I1-21-01 Grundschulen 10.000 10.000 10.000 10.000 40.000

I1-56-02 Bes.Dienstleistungen im Umweltmanagem 10.000 10.000 10.000 10.000 40.000

I1-21-09 Fördermaßnahmen für Schüler 5.000 5.000 5.000 5.000 20.000

I1-11-06 Zentrale Dienste 4.500 4.500 4.500 4.500 18.000

I1-11-01 Politische Gremien 2.000 2.000 2.000 2.000 8.000

I1-11-18 Bauhof 469.000 394.000 394.000 1.257.000

6.535.690 12.700.783 11.158.686 5.527.358 35.922.517

InHK´s u. 
Dorfer-

neuerung

Neubau u. 
Sanierung

Eigene 
Straßen u. 
Brücken

Feuerwehr
-fahrzeuge

Ortsdurch-
fahrten
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Investitionsprogramm  - größte Vorhaben  (30,6 von 35,9 Mio. EUR) 

Städtebau 2,6 Mio. EUR
weitere 4,8 Mio. EUR

InHK Phase II – Fortschreibung
(2026 bis 2028)

Straßen, Brücken, Rad-
wege, Beleuchtung

1,2 Mio. EUR
weitere 3,3 Mio. EUR

Ausbauten
(2026 bis 2028)

Schulen / Bäder 1,6 Mio. EUR
weitere 13,3 Mio. EUR

Sanierungen
(2026 bis 2028)

Feuerwehr 0,4 Mio. EUR
weitere 2,1 Mio. EUR

Fahrzeuge und Geräte
(2026 bis 2028)

Bauhof 0 EUR
weitere 1,3 Mio. EUR

Fahrzeugbeschaffung
(2026 bis 2028)

Haushaltsplanung 2025
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Investitionsplanung

Neuverschuldung:

• 2025: 0,0 Mio. €

• 2026: 2,2 Mio. €

• 2027: 2,2 Mio. €

• 2028: 0,4 Mio. €

Gemeinderat

Neuver-
schuldung
4,8 Mio. EUR
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 Darlehen
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Wirtschaftspläne 2025

I. des Eigenbetriebes Wasserwerk

• Ausgleich aus laufenden Erträgen

• Vorschlag Verbrauchsgebühr +0,08 EUR/m³

• Vorschlag Grundgebühr  +0,40 EUR/Monat 

II. des Eigenbetriebes Abwasserbeseitigung

• Ausgleich aus laufenden Erträgen

• Keine Gebührenanpassung

12
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04.11.2024 Rat – Einbringung Haushaltssatzung / -plan 2025

06.11.2024 Ausschuss für Tourismus und Kultur

12.11.2024 Betriebsausschuss Wasserwerk/Abwasserwerk

19.11.2024 Schul-, Sozial-, Jugend- und Sportausschuss

26.11.2024 Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss

03.12.2024 Haupt- und Finanzausschuss

10.12.2024 Rat – Beschlussfassung Haushaltssatzung / -plan

Daten zur Beratungsfolge 
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Vielen Dank !
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